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Gemeinde Kalefekl, Bebauungsplan „Vor den ThranenIr

Zum Schutz der Erdatmosphäre bzw. Klimaschutz sollen u. a. energiebedingte Ernis-
sionen von klirnarelevanten Gasen durch Energieeinsparung und den Einsatz erneu-
erbarer Energien reduziert werden. Dem Grundsatz folgend, dass sich viele kleine
Maßnahmen über lange Zeiträume zu einer klimarelevanten Größe summieren, soli-
ten im Rahmen der zukünftigen Siediungsentwicklung bei den einzeinen Bauvorha-
ben die Möglichkeiten weitmöglich ausgeschöpft werden. Hierbei sollten insbesonde-
re folgende Maßnahmen durchgeführt werden:

• Optima le Wärmedämmung und Winddichtigkeit der Wohnhäuser
(möglichst Niedrigenergiebauweise),

o Kompakte Baukörper mit Ausrichtung zur Sonne,
• Verzicht auf den Einsatz fester Brennstoffe,
e Einsatz von Solarenergie zur Warmwasserbereitung,
• Reduzieren des Energiebedarfes der Wohnhäuser durch den Einsatz

von Fotovoltaik und Wärmerückgewinnungsanlagen.

6. Art und Maß der bauflichen Nutzung

Entsprechend dem Planungsziel, der Entwicklung von Flächen für den Wohnungs-
bau, werden die Bauflächen als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Von den
nach § 4 (3) BauNVO in allgemeinen Wohngebieten ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sollen in diesem Baugebiet

Aniagen für Verwaltungen,
Gartenbaubetriebe,
und Tankstellen

auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden, da deren eventuelle Errichtung der
planerischen Zielsetzung einer Entwicklung von Flächen für den Wohnungsbau ent-
gegenstehen würde.

Das Maß der baulichen Nutzung wird auf eine Grundflächenzahl von 0,3 und 1-11
Vollgeschosse begrenzt, wobei das zweite Vollgeschoss im Dachraum untergebracht
warden muss. So kann eine wirtschaftliche und flächensparende Bauweise ermög-
licht werden. Gleichzeitig ist durch die Festlegung einer maximalen Traufhöhe von
9 m sichergestellt, dass es hinsichtlich der Höhenentwicklung nicht zu negativen
Entwicklungen kommt. Durch die Grundflächenzahl von 0,3 wird der mögliche Ver-
siegelungsgrad minimiert.

Die festgesetzte ED- Bauweise ermöglicht das Errichten von Einzel- und Doppel-
häusern. Am östlichen Eingangsbereich des Gebietes ist eine offene Bauweise fest-
gesetzt. So besteht in diesem Bereich die Möglichkeit, neben der ohnehin zulässigen
Errichtung von Einzel- und Doppelhäusern, eine Reihenhauszeile zu errichten.
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Gemeinde Kalefeld, Bebauungsplan „Vor den Thranen II"

7. Gestaltungsvorschriften

Es ist städtebauliches Ziel, innerhalb der Siedlung ein homogenes Gefüge und zur
Landschaft einen harmonischen Übergang zu erreichen. Um dieses zu gewähr-
leisten, werden neben den Festsetzungen des Bebauungsplanes auch örtliche Bau-
vorschriften über Gestaltung, wie es § 56 NBauO ermöglicht, getroffen.

Die im Rahmen dieser Bauvorschrift getroffen Festlegungen von Farben und Formen
orientieren sich an den Grundsätzen einer historisch gewachsenen, regionaltypi-
schen Bauweise. So kann ein Mindestmaß an gestalterischer Übereinstimmung im
Gebiet erreicht und Störungen durch extrem individuelle Gestaltung entgegengewirkt
werden.

Folgende Festlegungen zur Gestaltung werden getroffen:

1. Im allgemeinen Wohngebiet sind für Hauptgebäude nur geneigte Dächer mit
Dachneigungen von 25° bis 45° zulässig.

2. Die Dacheindeckung der Hauptgebäude hat mit Ziegeln oder Betondach-
steinen in den Farbtönen rot bis rotbraun entsprechend den RAL- Farbtönen
2001, 2002, 3000 bis 3003, 3016, 3022 schwarz oder anthrazit zu erfolgen.

3. Begrünte Dächer und Glasdächer bei Wintergärten sind allgemein zulässig,
ausnahmsweise kann eine geringere Dachneigung als 25° bei der Ausführung
von Gründächern und/oder Wintergärten zugelassen werden. Allgemein zu-
lässig sind ebenso Dachfenster und Solarelemente.

4. Zulässig sind für untergeordnete Dächer oder Dachgauben äuch Eindeckung-
en aus Zinkblech oder Kupfer.

5. Die Gesamtlänge von Dachaufbauten und Dachgauben darf je Dachseite ma-
ximal 3/5 der jeweiligen Traufenlänge betragen.

8. Verkehrsflächen

Die Grundstücke im Baugebiet werden durch öffentliche Straßen erschlossen. Die
Planstraße sowie die im Gebiet vorgesehenen Wohnwege sind im Bebauungsplan
als Straßenverkehrsfläche festgesetzt.
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Gerneinda Kalefeld, Bebauungsplan „liar den Thranen

Zwischen der Straße „Vor den Thranen" und dem „Sievershäuser Ring" ist eine ring-
förmige Erschließungsstraße (Planstraße) mit einer Breite von 5,50 m vorgesehen,
welche sich im westlichen Abschnitt platzartig aufgeweitet. Diese Straße hat nur den
Anliegerverkehr aufzunehmen und besitzt keine weitergehende Erschließungsaufga-
be. Durch die Reduzierung des Straßenquerschnitts wird der Versiegelungsgrad ge-
ring gehalten. Gleichzeitig ermöglicht ein niveaugleicher Ausbau die Schaffung eines
verkehrsberuhigten Bereiches oder einer Tempo begrenzten Zone, welches der Ziel-
setzung, der Entwicklung eines familiengerechten Wohngebietes entspricht.

Innerhalb des Straßenraumes kann im Zuge der verkehrsberuhigten Ausgestaltung
eine ausreichende Anzahl öffentlicher Parkplätze angelegt werden. Zudem sind eini-
ge Baumpflanzungen vorgesehen.

Die von der Planstraße in nördliche Richtung abzweigenden Wohnwege sollen auf
ihrer Länge von ca. 30 m in einer Breite von 4 m befestigt werden.

lnsgesamt soli die Gestaltung des öffentliches Straßenraumes die Voraussetzungen
für ein gleichberechtigtes Nebeneinander aller Verkehrsteilnehmer schaffen.

Der Straßenquerschnitt ist im Folgenden beispielhaft dargestellt.
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Gemeinde Kalefeld, Bebauungsplan „Vol. den Thranen II"

Durch den nördlichen Änderungsbereich wird eine in der Örtlichkeit vorhandene
landwirtschaftliche Wegeparzelle (Flurstück 236) erfasst. Dieser Weg soll erhalten
bleiben und ist als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung landwirtschaftlicher
Weg festgesetzt.

9. Flächen für Versorgungsanlagen

Zur Versorgung des Gebietes mit Elektrizität ist es erforderlich, dass eine Umspann-
station errichtet wir. Um im Zuge dieser Bauleitplanung die erforderliche Fläche der
Umspannstation zu sichern wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes erweitert
und im westlichen Bereich des Spielplatzes eine Fläche für Versorgungsanlagen
festgesetzt. Die im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Vor den
Thranen" im östlichen Bereich des Spielplatzes festgesetzte Fläche für eine Um-
spannstation kann zukünftig entfallen.

10. Grünflächen

lm nordöstlichen Bereich ist das erforderliche Regenrückhaltebecken vorgesehen.
Dementsprechend wird dieser Bereich als Grünfläche mit der Zweckbestimmung Re-
genrückhaltebecken festgesetzt.

Das Becken, ein wechselfeuchter Bereich, und die umgebenden Flächen werden
naturnah gestaltet.

11. Flächen mit Pflanzbindung

Damit die neue Siedlung in die Landschaft eingebunden wird, ist am westlichen und
nördlichen Rand, auf den privaten Grundstücksflächen ein Pflanzgebot festgesetzt.
lnnerhalb dieser Flächen ist eine geschlossene Anpflanzung vorzunehmen. Es sollen
mindesten 50 % der Arten aus der anliegenden Gehölzliste verwendet werden. Diese
können durch standortgerechte Laubgehölze ergänzt werden. Bei den Anpflanzun-
gen und der anschließenden Pflege sind die maßgeblichen Bestimmungen des nie-
dersächsischen Nachbarrechtes zu beachten. •

Nadelgehölze sind nicht landschaftstypisch und sollen deshalb nicht am Siedlungs-
• rand angepflanzt werden. Die häufig beliebten Lebensbäume oder Scheinzypressen

sollten am Siedlungsrand ebenfalls keine Verwendung finden. Auch innerhalb der
Siedlung sollte auf diese Gewächse möglichst verzichtet werden.
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Gemeinde ICaUefeld, Bebaeoungspian „Vor den Til'uranen II"

Stattdessen ist die Anpflanzung von Laubbäumen im Sinne von Naturschutz und
Landschaftspflege wünschenswert. Die textlichen Festsetzungen sehen deshalb vor,
dass je 300 qm Grundstücksfläche ein standortheimischer Laubbaum anzupflanzen
ist. Dieses können auch Obstbäume sein.

Innerhalb des Straßenraumes der Planstraße sind mindestens 10 großkronige Laub-
bäume anzupflanzen. Auch auf der Nordseite des „Sievershäuser Ringes" ist eine
Baumreihe vorgesehen. Hier sind mindesten 8 großkronige Laubbäume zu platzie-
ren.

112.Wasserflächen

Nördlich und westlich der vorhandenen Wohnsiedlung „Vor den Thranen I" verläuft
die Grabenparzelle 254/1. Dieser Graben soli in seinem nördlichen Abschnitt genutzt
werden, um das Oberflächenwasser dem Regenrückhaltebecken zuzuführen. Dieser
Grabenabschnitt ist deshalb im Bebauungsplan als Wasserfläche festgesetzt. Der
Grabenteil zwischen vorhandener und geplanter Siedlung wird mit Realisierung des
Baugebietes funktionslos und deshalb Bestandteil des allgemeinen Wohngebietes.

13. Belange von Natur und Landschaft, Eingriffsregelung

Kurzcharakter eruno des Planciebietes

Die Ortschaft Kalefeld liegt im Osten des Landkreises Northeim. Die Gemarkung ist
vollständig der naturräumlichen Einheit „Südwestliches Harzvorland" innerhalb der
naturräumlichen Region "Weser- und Leinebergland" zuzuordnen.

Das Plangebiet wird im Süden vom Sievershäuser Ring und im Osten von be-
stehender Bebauung begrenzt. lm Norden und Westen befinden sich leicht geneigte
Ackerflächen, die hangaufwärts an einen Wald angrenzen. Das Plangebiet selbst
wird aktuell ebenfalls ackerbaulich genutzt, wobei es sich um Standorte mit einem
hohen ackerbaulichen Edragspotential handelt. Ein kleinerer Teilbereich, der zu-
künftig als Fläche für die Regenwasserbewirtschaftung dienen soll, wird intensiv als
Mähwiese genutzt.

Das Plangebiet ist Bestandteil einer quartären Beckenlandschaft. Vorherrschende
Bodentypen sind aus Lößablagerungen hervorgegangene tonig-schluffige Parabrau-
nerden und Pseudogleye. Als potentielle Vegetation ist ein Perlgras- oder Flatter-
gras- Buchenwald zu erwarten (alle Angaben aus Landschaftsrahmenplan Landkreis
Northeim 1988, z.T. ergänzt).
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Gemeinde Kalefeld, I3ebauungsplan „Vor den Thranen II"

Vorgaben der Landschaftsplanung

Gemäß den Darstellungen des Maßnahmen- und Entwicklungskonzeptes im Land-
schaftsrahmenplan Landkreis Northeim (1988) sind im Plangebiet keine Schutz-
gebiete und Schutzobjekte gemäß dem 5. Abschnitt des NNatG ausgewiesen bzw.
vorgesehen.

Für die Ackerflächen südwestlich der Ortschaft Kalefeld wird im gutachtlichen Land-
schaftsrahmenplan die „Pflanzung von gliedernden und belebenden Elementen (z.B.
Feldgehölze, Hecken, Bäume)" empfohlen. Weitere für die vorliegende Bauleitpla-
nung relevante Darstellungen sind im Landschaftsrahmenplan nicht enthalten.

Ein Landschaftsplan für das Gebiet der Gemeinde Kalefeld liegt nicht vor.

Aktueller Zustand von Natur und Landschaft

lm folgenden wird der aktuelle Zustand von Natur und Landschaft in Form einer
schutzgutbezogenen, zusammenfassenden Darstellung beschrieben und bewertet.
Grundlage dieser Ausführungen ist eine im Mai 2000 durchgeführte und in Plan 1
dargestellte aktuelle Biotoptypenkartierung auf der Grundlage des Kartierschlüssels
für Biotoptypen in Niedersachsen (v. DRACHENFELS 1994).
Ergänzend werden die Ergebnisse des Landschaftsrahmenplanes berücksichtigt.

Aden und Lebensgemeinschaften

lm Untersuchungsgebiet wurden lediglich sechs verschiedene Biotoptypen fest-
gestellt (s. Tab. 1). Den größten Flächenanteil nehmen intensiv genutzte Acker-
flächen ein, die eine sehr geringe Bedeutung als Lebensraum für Pflanzen und Tiere
haben. Von sehr geringer bis fehlender Bedeutung als Lebensraum für Tier- und
Pflanzenarten sind die in das Plangebiet einbezogenen, vollständig versiegelten Ver-
kehrsflächen (Sievershäuer Ring) sowie die mit Schotter befestigten Stellplatz-
flächen am nördlichen Rand des Sievershäuser Ringes.

Eine mittlere Bedeutung weisen die von Gräsern dominierten, schmalen Säume ent-
lang von Straßen und Wegen sowie angrenzend an die vorhandene Bebauung im
Osten des Plangebietes auf. Sie sind überwiegend typisch mit dominierendem Glatt-
hafer ausgebildet, wobei der Saum entlang des Sievershäuser Ringes aufgrund sei-
ner geringen Breite (1-1,5 m) und der Beeinträchtigungen durch Stellplatznutzung
eine stark eingeschränkte Lebensraumfunktion aufweist. Gut ausgebildete, relativ
breite Glatthafersäume befinden sich am westlichen und nördlichen Rand der schon
vorhandenen Bebauung. Sie werden von zwei nur periodisch wasserführenden Grä-
ben durchzogen, die der Entwässerung der Ackerflächen dienen. Ebenfalls gut aus-
gebildet sind die Säume mit zwei älteren Bäumen (Eiche, Weide) sowie neu ge-
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Gemarinde r„ZaJe9eM, EstbamangspJan „kfer den ifürenen Zr

werden im Osten und z.T. auch im Süden von der vorhandenen Bebauung begrenzt.
Nach Norden und Westen schließen sich weiträumige, wenig gegliederte Acker-
flächen an. Dieser ackerbaulich genutzte Landschaftsraum weist gemäß der im
Landschaftsrahmenplan Landkreis Northeirri vorgenommenen Bewertung eine derin-
pe Vie Ifalt auf.

Für die siedlungsnahe Erholung ist der Sievershäuser Weg als wichtige Fußwegver-
bindung zwischen Siedlung und freier Landschaft von Bedeutung. Er ist ferner im
RROP Landkreis Northeim als „regional bedeutsamer Wanderweg (Radfahren)" ge-
kennzeichnet.

Biotoptypen des Untersuchungsgebietes*
Wert -
stufe**

Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM)
Maximal 2 m breite, von Gräsern dominierte Säume entlang des Sievershäuser Weges (einseitig, nur
fragmentarisch ausgebildet) sowie am nördlichen und westlichen Randbereich der vorhandenen Wohn-
bebauung; innerhalb dieser Säume wurden Gräben zur Abführung des auf den Ackerflächen anfallenden
Niederschlagswassers angelegt.
Typische Pflanzenarten: Glatthafer, Gem. Weidelgras, Gem. Knäuelgras, Wolliges Honiggras, Weiche
Trespe, Gem. Rispengras, Kriechender Hahnenfuß, Löwenzahn, Weissklee, Große Brennessel

3/2

Intensivgrünland (GI)
Relativ artenarme, von Süßgräsern dominierte Mähwiese auf mäßig frischem Standort am nördlichen
Rand der vorhandenen Bebauung.
Typische Pflanzenarten: Glatthafer, Gem. Weidelgras, Gem. Knäulgras, Wiesenrispengras

Acker (A)
lntensiv genutzte Äcker (Zuckerrüben) auf Lehmboden. Segetalflora sehr fragmentarisch ausgebildet.
Typische Pflanzenarten: Acker-Fuchsschwanz, Gemeines Rispengras, Acker-Kratzdistel

Spielplatz (PSZ)
Überwiegend relativ naturnaher Spielplatz mit Scherrasenflächen, einem lückigen Salweidengebüsch
sowie kleineren Sandspiel- und Spielgeräteflächen.

2

Straße (OVS)
Vegetationfreie, versiegelte Verkehrsfläche (Erschließungsstraße mit einseitigem Fuß- /Radweg)

0

Fläche mit Schotterdecke (TFK)
Vegetationfreie, mit Schotter befestigte Flächen am Sievershäuser Weg, die regelmäßig als Stellplätze
genutzt werden.

1

* Abkürzungen der Biotopen in Anlehnung an die Kürzel des Kartierschlüssels für Biotoptypen
dersachsen

( v. DRACHENFELS 1994)

**Wertstufen in Aniehnunq an NDS. STÄDTETAG (1996), mit qebietsspezifischen Anpassungen:

in Nie-

0 = weitgehend ohne Bedeutung 3 = mittlere Bedeutung
1 = sehr geringe Bedeutung 4 = hohe Bedeutung
2 = geringe Bedeutung 5 = sehr hohe Bedeutung
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Gerneinde Berzanungsp2an „Vor den Mranen II"

Lage, Abgrenzung und Biotoptypen des Plangebietes (Maßstab 1 : 2.500

I %V.,/‚

Legende:

A

UHM

GI

PSZ

OVS

TFK

OE

Acker

Halbruderale Gras- und Staudenflur / Graben

Intensivgrünland

Spielplatz (mit Scherrasen, Salweidengebüsch, Spielflächen)

Einzelbaum / Einzelstrauch

Straße

Fläche mit Schotterdecke

Siedlungsbereiche mit Einzelhausbebauung

Grenze des Plangebietes
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Gemeinde Kalefeld, Bebauungsplan ”Vor den Thranen II"

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspfleqe

Durch die geplante Überbauung bisher unversiegelter Flächen wird die Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushaltes im Plangebiet beeinträchtigt. Ausgehend von den o.g.
besonderen Werten und Funktionen werden die Belange von Natur und Landschaft
bei der Aufstellung des Bebauungsplanes jedoch weitreichend berücksichtigt. Durch
zeichnerische und textliche Festsetzungen sowie örtliche Bauvorschriften sind unter
anderem folgende Maßnahmen des Naturschutzes, der Landschaftspflege und der
Freiraumentwicklung vorgesehen:

1. Beqrenzunq der Bodenversiegelunq (Vermeidunqsmaßnahmen qemäß § 1a Abs.2
Nr.2 BauGB)

Zur Begrenzung der Bodenversiegelung und zur Reduzierung der Beeinträchtigung
des Grundwasserhaushaltes sind die Stellplätze und Zufahrten so anzulegen, dass
das anfallende Niederschlagswasser auf dem Grundstück versickern kann. Es ist
durch den Eigentümer zu gewährleisten, dass die Versickerung des Niederschlags-
wassers auf diesen Flächen dauerhaft sichergestellt ist. Ferner wird die Bodenver-
siegelung auf den privaten Grundstücksflächen durch Begrenzung der gemäß § 19
Abs.4 BauNVO zulässigen Überschreitung durch Nebenaniagen von 50% out max.
20% eingeschränkt.

2. Gehölzpflanzuncien (Ausqleichsmaßnahmen qemäß § 1 a Abs.2 Nr.2 BauGB)

lm Plangebiet sind umfangreiche Gehölzpflanzungen als Ausgleich für die geplanten
Versiegelungen und die geringfügige Beseitigung vorhandener Gehölze festgesetzt.
So sind pro 300 m2 Privatgrundstück ein Laubbaum als Hochstamm zu pflanzen, auf
der öffentlichen Verkehrsfläche sind zur Gliederung des Straßenraumes insgesamt
18 Laubbäume gemäß Pflanztabelle (z.B. Spitzahorn) als Hochstamm zu pflanzen.
An den nördlichen und westlichen Randbereichen des WA-Gebietes sind Baum- und
Strauchpflanzungen zur landschaftlichen Einbindung des Plangebietes festgesetzt.
Für die Pflanzungen der Laubgehölze sind die in der Tabelle aufgeführten Gehölze
zu verwenden.
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Gemehles CZa2efie.2c2, BeEmeungsplan „Vor den Thranen IV

Große Bäume (> 15 m Höhe) Große Sträucher
Acer platanoides -  Spitzahorn Cory lus avellana - Hasel
Acer pseudoplatanus -  Bergahorn Crataegus laevigata - Zweigriffliger Weißdorn
Fagus sylvatica -  Rotbuche Crataegus monogyna - Eingriffliger Weißdorn
Fraxinus excelsior - Gem. Esche Prunus padus - Traubenkirsche
Prunus avium - Vogelkirsche Salix caprea - Salweide
Quercus robur - St ieleiche Sambucus nigra - Schwarzer Holunder
Tilia cordata - Winterlinde

Mit telgro l le Bäume: Kleine Sträucher:
Acer campestre -  Feldahorn Cornus sanguinea - Hartriegel
Betula pendula -  Sandbirke Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen
Carpinus betulus -  Hainbuche Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
Populus tremula - Zitterpappel Prunus spinosa - Schlehe
Sorbus aucuparia -  Eberesche Rosa canina -  Hundsrose

Viburnum opulus - Schneebal l

3. Sonstiqe Ausqleichsmaßnahmen (qemäß § 1 a Abs.2 Nr.2 BauGB)

Als Ausgleichsmaßnahme im Sinne der Eingriffsregelung ist die geplante naturnahe
Gestaltung der öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Regenwasser-
rückhaltung" zu werten. Auf dieser extensiv zu pflegenden Fläche soli eine naturnah
gestaltete Mulde mit flachen Böschungen zur Versickerung und Rückhaltung des im
Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers angelegt werden. Hierbei entstehen
wechselfeuchte bis wechselnasse Standorte, die wertvolle Lebensräume für eine
Vielzahl spezialisierter Tier- und Pflanzenarten darstellen. Darüber hinaus ist eine
Bepflanzung von mindestens 30 % der Fläche mit standortgerechten, im Naturraum
heimischen Gehölzen festgesetzt, sowie die Bodenbefestigung auf ein Minimum re-
duziert.

Verbleibende Auswirkungen auf Natur und Landschaft

Trotz der oben beschriebenen Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege sind mit der geplanten Bebauung erhebliche Beeinträchtigungen von Natur
und Landschaft verbunden. Zu nennen sind insbesondere versiegelungsbedingte
Wirkungen mit Beeinträchtigungen der Lebensraumfunktion, des Boden- und Was-
serhaushaltes sowie des Klimas. Gemäß den Angaben in der Bilanzierungs-tabelle
wird durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Vor den Thranen 11" eine Neuver-
siegelung bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen in einer Größenordnung von
ca. 6655 m2 planerisch vorbereitet, die als erhebliche Eingriffe in Natur und Land-
schaft im Sinne des § 8 a Bundesnaturschutzgesetz zu werten sind, so dass die Ein-
griffsregelung gemäß § la BauGB bei der Aufstellung des Bebauungsplans anzu-
wenden ist.
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Gerneinde Kalefeld, Bebauungsplan „Var. den Thranen i r

Bilanzierunq der Einqriffe und Ausqleichsmaßnahmen

Da die Eingriffe in Natur und Landschaft nicht vollständig vermieden werden können,
ist durch eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung nachzuweisen, dass die Eingriffe in
ausreichendem Umfang im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung kom-
pensiert werden.

Die Bilanzierung der Eingriffe und Ausgleichsmaßnahmen erfolgt nach dem flächen-
bezogenen Bilanzierungsansatz des Niedersächsischen Städtetages (1996).
Aus dem Vergleich zwischen aktuellem Zustand und der Planung entsprechend den
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in der folgenden tabellarischen Gegen-
überstellung ist festzustellen, dass die Eingriffe in den Naturhaushalt durch die
zeichnerisch und textlich festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen nicht vollständig aus-
geglichen werden können. Aus der Bilanzierungstabelle ergibt sich ein rechnerisches
Ausgleichsdefizit von 403 Werteinheiten.

Unter Berücksichtigung der festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen sowie der im
Geltungsbereich des Bebauungsplans festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen kommt
die Gemeinde Kalefeld dennoch zu dem Ergebnis, dass die Eingriffe in ange-
messenem Umfang innerhalb des Plangebietes ausgeglichen werden, da das Aus-
gleichsdefizit von 403 Werteinheiten im Verhältnis zum lst-Zustand (25.260 Wertein-
heiten) einem prozentualen Anteil von weniger als 2 % entspricht. Dieser prozentua-
le Anteil ist im Verhältnis zum Gesamteingriffsvorhaben zu vernach-lässigen.

Weitergehende, über den flächenbezogenen Bilanzierungsansatz des Niedersäch-
sischen Städtetages hinausgehende Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich.
da
o das Landschaftsbild nach Bebauung der Fläche landschaftsgerecht wiederherge-

stellt wird,
o keine sonstigen besonders bedeutsamen Werte und Funktionen beeinträchtigt wer-

den (bedeutsame Gehölzbestände, Vorkommen gefährdeter oder geschützter Tier-
und Pflanzenarten, besonders geschützte Biotope etc.).
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Gemeinde Kalefeld, Bebauungsplan „Vor den Thranen II"

Bilanzierung der Eingriffe und Ausgleichsmaßnahmen

Ist-Zustand / Biotoptyp bzw. —Komplex
Fläche”
in nf

Wert
faktorl)

Flächen-
wert

A Acker 20930 1 20930

UHM Halbruderale Gras- und Staudenflur 550 3 1650

GI Intensivgrünland 1060 2 2120

GR Scherrasen auf dem Spielplatz (zukünftige Erschließungsstraße) 200 1 200

Verkehrsfläche Sievershäuser Ring:

OVS - Befestigte Verkehrsfläche, Straße 1070 0 0

UHM - Halbruderale Gras- und Staudenflur 130 2 260

TFK - Fläche mit Schotterdecke 60 1 60

HE - Laubbäume (2 Stk., je Baum 10 m2) --- 2 40

Sum me Ist-Zustand: 24000 25260

Soll-Zustand (gemäß Bebauungsplan)

WA -Gebiet :

- Gebäude (GRZ 0,3 plus 20% Überschreitung) 6655 0 o
- Hausgarten ohne Fläche für Pflanzbindung 11831 1,5 17747

- Flächen für private Pflanzbindung 1144 2 2288

Verkehrsflächen:

- versiegelte Fläche (90 % von 2960 m2) 2368 0 0

- Pflanzfläche (10 % von 2960 m2) 296 1,5 444

- Baumpflanzung (18 Stk., je Baum 10 m2 ) -- 2 360

Öffentliche Grünfläche mit Regenrückhaltebecken:

- Gehölzpflanzung (30 % von 1060 m2) 318 3 954

- naturnahe Gestaltung (60 % von 1060 m2) 636 3 1908

- naturferne Gestaltung (10 % von 1060 m2) 106 1 106

- Graben 350 3 1050,
Sum me Soll-Zustand 24000 24857

1st - Soll — Bilanzierung

Werteinheiten

./.

lst-Soll-Bilanz:

(Soll-Zustand gemäß Bebauungsplan): 24857

Werteinheiten Ist-Zustand: 25260

-403

Erläuterunqen: 1) Alle Flächenangaben gerundet
2) Wertfaktoren in Anlehnung an NDS. STÄDTETAG 1996
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Gemeinde Kalefeld, Bebauungsplan „Vor den Thranen 11"

14. Kinderspielplatz

Nach dem Nds. Spielplatzgesetz muss die nutzbare Fläche eines Spielplatzes für
Kinder mind. 300 qm und 2 % der zulässigen Geschossflächen im Spielplatzbereich
betragen. Die Spielplätze müssen von alien Grundstücken, in dem Bereich für den
sie bestimmt sind, nicht mehr als 400 m entfernt sein.

Für das Baugebiet „Vor den Thranen II" ergibt sich ein Spielplatzbedarf von:
20.630 qm x 2 % = 392 qm.

Am östlichen Rand des Plangebietes ist ein Spielplatz vorhanden. Dieser soli zukünf-
tig durch die Kinder aus den Baugebieten „Vor den Thranen I und II" genutzt werden.
Nach der Begründung zum Bebauungsplan „Vor den Thranen I" besteht in diesem
Gebiet ein Spielplatzbedarf von 300 qm. Die zukünftige Fläche des Spielplatzes von
ca. 900 qm reicht demnach aus um auch den Kindern im neuen Baugebiet zu die-
nen. Der Spielplatz kann auch von den Kindern aus dem neuen Baugebiet „Vor den
Thranen II" gefahrlos erreicht werden. Die Entfernung beträgt maximal 150 m. Damit
werden die Anforderungen des NSpPG erfüllt.

L.Flächenbilanz

Allgemeines Wohngebiet

Flächen mit Pflanzbindung

Verkehrsfläche
Planstraße
Sievershäuser Ring

Grünfläche (öffentlich)
Regenrückhaltebecken

Fläche für Versorgungsanlagen (Elektrizität)

Wasserfläche (Graben)

18.486 qm

1.144 qm

1.700 qm
1.260 qm

1.060 qm

20 qm

350 qm

Gesamtfläche des Plangebietes 24.020 qm
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Gemeinde Kalefeld, Bebauungsplan „Vor den Thranen IF

Bezirksarchäologen oder der zuständigen Unteren Denkmalbehörde beim Landkreis
Nordheim anzuzeigen.

17. Bodenordnung

Maßnahmen zur Bodenordnung sind nicht erforderlich.

18. Kosten

Der Gemeinde Kalefeld entstehen durch diesen Bebauungsplan keine Kosten, da zur
Erschließung der Bauflächen im Plangebiet ein Vertrag mit einem privaten Erschlies-
sungsträger abgeschlossen wird.

Aufteilungsvorschlag (ohne Maßstab)
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b) Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 2001-02-19 und Fristsetzung zum 2001-
03-22 um Stellungnahme gebeten. Folgende Hinweise und Anregungen gingen ein:

1. Bezirksregierung Braunschweig, Denkmalschutz, 2001-03-22

Wegen bekannter archäologischer Fundstreuungen ist mit weiteren archäologischen Funden
zu rechnen. Der Beginn der Erdarbeiten ist zwei Wochen im Voraus dem Bezirksarchäologen
oder der zuständigen Unteren Denkmalbehörde beim Landkreis Nordheim anzuzeigen

Prüfung und Abwägung:

Der Hinweis wird zur Beachtung an den Erschließungsträger weitergeleitet sowie in die Be-
gründung des Bebauungsplanes übernornmen.

Eraebnis: Der Hinweis wird berücksichtigt.

2. Landkreis Nordheim, 2001-03-22

2. 1 Verkehr
Der angedachte verkehrsberuhigte Ausbau wird ausdrücklich begrü ßt Es wird darauf hinge-
wiesen, dass für die Ausweisung eines verkehrsberuhigten Bereiches bauliche Voraussetzun-
gen zu schaffen sind.

Prüfung und Abwägung:

Beabsichtigt ist ein niveaugleicher Ausbau und der Einbau verkehrsberuhigender Elemente
wie z. B. Baumpflanzungen im Straßenraum. Dadurch werden die Voraussetzungen zur An-
ordnung eines verkehrsberuhigten Bereiches oder einer Tempo begrenzten Zone (Tempo 10
oder Tempo 30 Zone) geschaffen. Sowohl der verkehrsberuhigte Bereich als auch die Tempo
begrenzte Zone entsprechen der stadtplanerischen Zielsetzung, der Entwicklung eines famili-
engerechten Wohngebietes. Die diesbezüglichen Hinweise des Landkreises werden bei der
Straßenausbauplanung berücksichtigt.

Eraebnis: Die Hinweise werden berücksichtigt.

2.2 Jugendamt

Zum Spielplatz ist zu beachten, dass dieser gem. § 2 Abs. 2, 3 NSpPG auf einem Weg von
nicht mehr als 400 m gefahrios erreicht werden muss. Gem. § 3 NSpPG muss die nutzbare
Fläche eines Spielpiatzes mindestens 300 qm und mindestens 2 Prozent der zulässigen Ge-
schossfläche im Spielplatzbereich betragen. Gem. § 2 Abs. 1 NSpPG sind Kleinkinderspiel-
plätze bei Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen auf den Baugrundstücken anzulegen.

Prüfung und Abwägung:

Für das Baugebiet „Vor den Thranen II" ergibt sich ein Spielplatzbedarf von
19.630 qm x 2 % = 392 qm.

Am östlichen Rand des Plangebietes ist ein Spielplatz vorhanden. Dieser soil zukünftig durch
die Kinder aus den Baugebieten „Vor den Thranen I und II" genutzt werden. Nach der Begrün-
dung zum Bebauungspian „Vor den Thranen I" besteht im vorhandenen Gebiet ein Spielplatz-
bedarf von 300 qm, so dass sich insgesamt ein Spielplatzbedarf von 692 qm errechnet. Die
zukünftige Fläche des Spielplatzes von ca. 900 qm reicht demnach aus um auch den Kindern
im neuen Baugebiet zu dienen. Der Spielplatz kann auch von den Kindern aus dem neuen
Baugebiet „Vor den Thranen II" gefahrlos erreicht werden. Die Entfemung beträgt maximal

23
Büro für

Städtebau und Architektur

Peter Flaspöhler





Gemeinde Kalefeld, BebauungspLan „Ifor den Thranen II"

bestehenden Ver- und Entsorgungsleitungen gegeben ist und diese Anlagen nach dem
Stand der Technik erstellt und betrieben werden,

• der Oberflächenwasser-Spitzenabfluss durch Bebauung / Flächenversiegelung keine
wesentliche Verschärfung der Abflusssituation in der Vorflutem (Gewässern) bewirkt,

• Ma ßnahmen zur Ableitung des natürlichen hangseitig anfallenden Oberflächenwassers
(Hanggraben, Gewässer Ordnung) getroffen werden, da durch das geplante Bauge-
biet der Abfluss unterbrochen wird.

• Die Berechnungsgrundlagen (z. B. Verbrauchswerte, Regenspenden, Regenhäufigkeit,
Spitzenabfluss u. a.) sind vom Planverfasser/Antragsteller eigenverantwortlich festzule-
gen.

Prüfung und Abwägung:

im Rahmen der Erschließungsplanung erfolgt eine ausreichende Bemessung der Ver- und
Entsorgungsleitungen. Die Entwässerung wird im Trennsystem durchgeführt. Die Anlagen
werden nach dem Stand der Technik erstellt und betrieben.
Durch das gewähite Entwässerungssystem mit Regenwasserrückhaltebecken wird sicherge-
stellt, dass eine Verschärfung der Abflusssituation nicht erfolgt. Dieses beinhaltet ouch not-
wendige Maßnahmen zur Ableitung des hangseitigen Oberflächenwassers.

2.6 Naturschutz

Die das Baugebiet umgebenden Pflanzstreifen sind zu schrnal bemessen, wenn Grenzab-
stände zu den benachbarten landwirtschafffichen Grundstücken eingehalten werden müssen.
Es wird angeregt, den Geltungsbereich zu vergröl3ern und Pflanzfestsetzungen auf den priva-
ten Grundstücken in einem mindestens 7 m breiten Streifen vorzusehen. So lie ße sich auch
das verbleibende Ausgleichsdefizit kompensieren.

Prüfung und Abwägung:

Die privaten Pflanzgebote wirken in Verbindung mit den der Landschaft zugewandten nicht
überbaubaren Grundstücksflächen (Gartenflächen) als begrünte Übergangszone zur Land-
schaft mit einer Tiefe von insgesamt 10 m. Diese Maßnahme wird aus planerischer Sicht als
ausreichend angesehen und auch durch die Untere Naturschutzbehörde grundsätzlich als ge-
eignet beurteilt. Bei Anpflanzungen im grenznahen Bereich sind die Abstandsvorschriften des
niedersächsischen Nachbarrechtes zu beachten. Dieses ist von den Grundstückseigentümem
durch eine entsprechende Pflanzenauswahl und Pflege sicherzustellen. Ein entsprechender
Hinweis bezüglich des Nachbarrechtes wird in die Planbegründung übemommen. Das ange-
sprochene rechnerische Kompensationsdefizit von 403 Punkten beträgt weniger als 2 % und
kann vernachlässigt werden, da durch die grünordnerischen Maßnahmen insgesamt ein Aus-
gleich der Eingriffe in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild
gewährieistet wird. Das Erfordernis einer Volikompensation bzw. rechnerischen Vollkompen-
sation durch Wertepunkteausgleich besteht nicht, wie auch die aktuelle Rechtsprechung (z.
B. OVG Münster) zeigt.

Eraebnis: Die Hinweise sind teilweise berücksichtigt gewesen.

2.7 Regionalplanung

Die Begründung soil sich mit Aspekten der Verwendung regenerafiver Energien und möglicher
Einsparma ßnahmen auseinandersetzen (Ziel der Raumordnung D 3.5 03).

Prüfung und Abwägung:

Der Einsatz regenerativer Energien und das Energiesparen sind zu fördern. Die Bebauungs-
planbegründung wird deshalb um folgende Textpassage ergänzt:
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durch eine andere Pflasterung der Fahrbahnoberfläche und unter Hinzunehmen einer
Fahrbahnanhebung als Schikane die Geschwindigkeit deutlich herabgesetzt werden.

O Der Standort des Regenrückhaitebeckens sollte durch ein Fachbüro auf seine geodätische
Lage hin untersucht werden.

O Es bleibt die Frage offen, ob nach Fertigstellung der Stra ße am Kinderspielplatz Anlieger-
kosten anfallen.

Prüfung und Abwägung:

In der Bürgerversammlung ist der geplante Ausbaugrad der Straße im Plangebiet entspre-
chend der Begründung zum Bebauungsplan wie folgt dargestellt worden:
Zwischen der Stra ße „Vor den Thranen und dem „Sievershäuser Ring" ist eine ringförmige
Erschließungsstra ße (Planstral3e) mit einer Breite von 5,50 m vorgesehen, welche sich im
westlichen Abschnitt platzartig aufgeweitet. Diese Stra ße hat nur den Anfiegerverkehr aufzu-
nehmen und besitzt keine weitergehende Erschliel3ungsaufgabe. Durch die Reduzierung des
Stra ßenquerschnitts wird der Versiegelungsgrad gering gehalten. Gleichzeitig ermöglicht
ein niveaugleicher Ausbau die Schaffung eines verkehrsberuhigten Bereiches oder ei-
ner Tempo begrenzten Zone, welches der Zielsetzung, der Enfwicklung eines familien-
gerechten Wohngebietes entspricht
lnnerhalb des Straßenraumes kann im Zuge der verkehrsberuhigten Ausgestaltung eine aus-
reichende Anzahl öffentlicher Parkplätze angelegt werden. Zudem sind einige Baumpflanzun-
gen vorgesehen.
Die von der Planstra ße in nördliche Richtung abzweigenden Wohnwege soften auf ihrer Länge
von ca, 30 m in einer Breite von 4 m befestigt werden.
insgesamt soli die Gestaltung des öffentliches Straßenraumes die Voraussetzungen für
ein gleichberechtigtes Nebeneinander alter Verkehrsteilnehmer schaffen.

Es wurde im Rahmen der Bürgerversammlung deutlich, dass im Bereich des Kinderspielplat-
zes ein Höchstmaß geschwindigkeitsreduzierender Maßnahmen als erforderlich angesehen
werden. Hierzu wurden folgende Vorschläge vorgetragen:
• Schaffen einer Fahrbahneinengung durch das Anpflanzen von drei bis vier Bäumen.
• Wechsel des Pflastermaterials gegebenenfalls in Verbindung mit dem Herstellen einer

Fahrbahnerhöhung.

Durch Bürgerrneister Martin wurde zugesichert, dass er sich im Rahmen der Beratungen zur
Ausbauplanung in den Ratsgremien für die Herstellung geschwindigkeitsreduzierender Maß-
nahmen in Höhe des Kinderspielplatzes einsetzen wird.

Die Lage des Regenrückhaltebeckens ist im Vorfeld durch einen Fachplaner geprüft und als
geeignet angesehen worden. Eine detaillierte Planung der Anlage wird derzeit durch ein
Fachbüro erstellt.

Anliegerbeiträge fallen nicht an, da das Gebiet auf der Grundlage eines Erschließungsvertra-
ges durch einen privaten Investor erschlossen werden soil.

Erdebnis: Die Hinweise werden berücksichtigt.

2. Landkreis Northeim, 2001-05-29

Die Naturschutzrechtliche Stellungnahme vom 22.03.2001 wird aufrecht gehalten.
Als Begründung wird nachträglich aufgeführt
Bei teller Ausschöpfung der überbaubaren Fläche ist keine angemessene Gartenfläche im
ländlichen Raum mehr gegeben.
Eine den planerischen Anforderungen genügende Ortsrandeingrünung ist nicht möglich, wenn
Gartenflächen noch anderweitig nutzbar sein sollen.
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Es sollte generell über das Verhältnis der überbaubaren Flächen im Verhältnis zu den nicht
überbaubaren Flächen nachgedacht werden.
Grundsätzlich wird über das Erfordernis der Vollkompensation auch unter Zuhilfenahme von
sogenannten Flächenpools ausgegangen. Kompensationsdefizite dürfen demnach nicht gene-
rell ohne inhaltliche Begründung unter den Tisch fallen, wenn ohnehin schon geringe Begrü-
nungsanteile vorgesehen sind.

Prüfung und Abwägung:

In der Stellungnahme vom 22.03.2001 regte die Untere Naturschutzbehörde an auf den priva-
ten Grundstücksflächen am Siedlungsrand einen 7 m breiten Pflanzstreifen festzusetzen.
Der Bebauungsplan setzt am westlichen Siedlungsrand einen 5 m breiten und an nördlichen
Siedlungsrand einen 3 m breiten Pflanzstreifen fest. Die planerischen Überlegungen der Ge-
meinde gehen dahin, dass der westliche Siedlungsrand zukünftig den dauerhaften Abschluss
der Siedlungsentwicklung bilden wird. Deshalb wurde hier ein breiterer Pflanzstreifen von 5 m
gewählt. Dahingegen ist es langfristiges Ziel der Gemeinde die Flächen im nördlichen An-
schluss an dieses Baugebiet einer baulichen Entwicklung zuzuführen. Die grünordnerischen
Festlegungen berücksichtigen dieses indem der Pflanzstreifen hier mit 3 m Breite festgesetzt
ist. § 8 der textlichen Festsetzungen legt fest in welcher Form und in welchem Verbund die
Anpflanzungen innerhalb der Pflanzstreifen vorzunehmen sind. Andere Nutzungen sind in den
Pflanzstreifen nicht zulässig. Auch das Anpflanzen anderer Gehölze als in der Pflanzliste (§
10) festgelegt ist nicht zulässig. Die dadurch planerisch vorgegebenen siedlungsrandbilden-
den Heckenstrukturen sind in den folgenden Pflanzschemen zeichnerisch dargestellt.

amgsRpsE PRF1=E4ufgetEr,) ti,44A.euri4e

Sci.Ncsa-KideeZ 44.ererec•ec. f etzzee.c,fie {-14,5eZ_ lieckaNtelesce-E.

-14vmzeosa tzAd m5ei>=3.7,-(4,E +kumsucee

Es entstehen am Siedlungsrand geschlossene Heckenstrukturen. Zu diesen Hecken halten
die Baugrenzen einen Abstand von 5 m bzw. 7 m ein. lnnerhalb dieses Raumes dürfen keine
Hauptgebäude oder Aufenthaltsräume, sondern nur Garagen und Nebenanlagen errichtet
werden. Die Bereiche werden somit weitgehend gärtnerisch gestaltet und bilden in Verbindung
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mit dem eingangs dargestellten Pflanzstreifen den Siedlungsrand. Hinzu kommt, dass zusätz-
lich zum anzulegenden Pflanzstreifen je 300 qm Grundstücksfläche ein Laubbaum als Hoch-
stamm anzupflanzen, zu pflegen und zu erhalten ist. Das bedeutet je Baugrundstück mindes-
tens zwei bis drei Bäume, deren Kronen auf Dauer die Dachlandschaft überragen.
Ein voiles Ausschöpfen der überbaubaren Fläche, wie durch die Untere Naturschutzbehörde
befürchtet ist nicht möglich. Die städtebaulichen Ausnutzungsziffern (hier die Grundflächen-
zahl) regeln die maximal zulässige Baudichte. Die Grundflächenzahl ist mit 0,3 festgelegt. Da-
nach dürfen 30 % der Grundstücksfläche versiegelt werden. Hinzu kommt die Überschrei-
tungsmöglichkeit von nur 20 % für Stellplätze und deren Zufahrten statt der durch die BauNVO
ermöglichte Überschreitung von 50 %. Bei einer Grundstücksgröße von 750 qm ergibt sich
somit eine maximal zulässige Flächenversiegelung von 270 qm. Zum Vergleich hierzu liegt
der maximal zulässige Versiegelungsgrad im benachbarten rechtsverbindlichen Bebauungs-
plangebiet „Vor den Thranen l", am westlichen Rand bei einer angenommenen Grundstücks-
größe von ebenfalls 750 qm, bei 225 qm und am nördlichen Rand bei möglichen 337 qm.
Letzteres ist ein deutlich höherer städtebaulicher Ausnutzungswert als im Plangebiet „Vor der
Thranen II". Auch der Abstand der Baugrenze zum Siedlungsrand ist mit 6 m im Plangebiet
„Vor den Thranen l" deutlich geringer als im hier in Rede stehenden Plan. Dieser Vergleich
soli zeigen, dass durch die neue Planung hinsichtlich des Landschaftsschutzes eine bessere
Ortsrandeingrünung planerisch vorgegeben wird als sie zur Zeit besteht. Weiterhin soli deut-
lich werden, dass das Verhältnis von versiegelbarer Fläche zu verbleibender Gartenfläche
durchaus für den ländlichen Raum angemessen ist. Schließlich verbleiben im Fallbeispiel 750
qm Grundstück mindestens 480 qm Gartenfläche.

Bezüglich der Forderung der Unteren Naturschutzbehörde zur Vollkompensation der Eingriffe
ist festzustellen, dass es kein gesetzliches Erfordernis einer Vollkompensation bzw. rechneri-
schen Vollkornpensation durch Wertepunkteausgleich gibt, lm Rahrnen der Bauleitplanung
sind alle Belange sachgerecht untereinander abzuwägen. Hier stehen die Belange von Natur
und Landschaft gleichberechtigt neben Belangen wie der Versorgung der Bevölkerung mit
Wohnraum, der Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung sowie der Forderung nach
flächensparendem Bauen. Aus dem Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan wird deut-
lich, dass in Kalefeld ein zusätzlicher Bedarf von 211 Wohnungen für die Eigenentwicklung im
Gemeindegebiet besteht. Es ist Aufgabe der Bauleitplanung durch die Entwicklung von Bau-
gebieten die Voraussetzungen für ein entsprechenden Wohnraumangebot zu schaffen.
Gleichzeitig ist durch eine angemessene Baudichte der Überformung und Zersiedlung der
Landschaft durch Bebauung entgegen zu wirken. Der Bebauungsplan „Vor den Thranen 11"
bildet insgesamt einschlüssiges städtebauliches Konzept das die Voraussetzungen für eine
attraktive durchgrünte Siedlung schafft. Das verbleibende Kompensationsdefizit von weniger
als 2 % kann aus planerischer Sicht vor dem Hintergrund des Gesamtkonzeptes vernachläs-
sigt werden. Weitergehende Grünordnerische Maßnahmen sind aus grün- und stadtplaneri-
schen Gesichtspunkten nicht erforderlich und würden nur der Maßgabe gleichkommen einen
rechnerischen Wertepunkteausgleich erreichen zu erreichen.

Erdebnis: Die Hinweise und Anregungen werden nicht berücksichtigt.

3. Landkreis Northeim, 2001-06-06

Wasserwirtschaft

Die Möglichkeit zur Versickerung von Dachflächenwasser solite erhalten bleiben. Eine ent-
sprechende Änderung des § 6 der textlichen Festsetzungen wird angeregt.

Prüfung und Abwägung:

§ 6 der textlichen Festsetzungen lautet wie folgt:
Das anfallende Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken zur Versickerung zu bringen.
Hiervon ausgenommen sind die Abfitisse der Dachflächen.
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Öffentliche Grünfläche

RRB
- - -

Wasserflächen

;

Zweckbestimmung: Regenrückhaltebecken

Wasserfläche

§ 9 (1) 16

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft § 9 (1) 20, 25 BauGE

0 0 0 0
0 0 0 0

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen
von Bänmen, Sträuchern und .
sonstigen Bepflanzungen ' §- 9 (1) .25a BauGB

Sonstige P1anzeichen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches § 9 (5) BauGB41111111.Mae NM»

Flächen für Versorgungsanlagen, für die
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen

Flächen für Versorgungsanlagen

Zweckbestimmung Elektrizität

§ 5 (2) 4 Jr (4)BauGB




